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Satzung des Eigenbetriebes 

„Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Aurich“ 
 
 
 
Aufgrund der §§ 10 und 140 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) i. V. m. der Eigenbetriebsverordnung (EigbetrVO) vom 
27.01.2011 (Nds. GVBl. S. 21) hat der Kreistag des Landkreises Aurich in seiner Sitzung am 
........... folgende Betriebssatzung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
Eigenbetrieb, Name, Stammkapital 

 
(1) Der Eigenbetrieb wird als organisatorisch, verwaltungsmäßig und finanzwirtschaftlich 
gesonderte Einrichtung ohne eigene Rechtspersönlichkeit (Eigenbetrieb) des Landkreises 
Aurich nach der Eigenbetriebsverordnung und den Bestimmungen dieser Satzung geführt.  
 
(2) Der Eigenbetrieb führt den Namen „Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises Aurich“. 
 
(3) Das Stammkapital des Eigenbetriebes beträgt 50.000 Euro. 
 
 

§ 2 
Gegenstand und Aufgaben des Eigenbetriebes 

 
(1) Gegenstand und Aufgabe des Eigenbetriebes sind 

a) die Durchführung der Abfallentsorgung im Landkreis Aurich auf der Grundlage des 
Abfallrechts in der jeweils gültigen Fassung (derzeit Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetz (KrW-/AbfG), Nds. Abfallgesetz (NAbfG) sowie hierauf beruhende 
Rechtsvorschriften. Zu diesen Aufgaben gehören auch die Maßnahmen, die im 
Rahmen der Unterhaltung der Deponien Großefehn, Hage und Norderney zu erbringen 
sind, 

b) die Wahrnehmung der Aufgaben der unteren Abfallbehörde, 
c) die Wahrnehmung der Aufgaben der unteren Bodenschutzbehörde 
d) die Fäkalschlammentsorgung (Abwasserbeseitigung) für die kreisangehörigen 

Gemeinden nach dem Niedersächsischen Wassergesetz (NWG), die diese Aufgaben 
an den Landkreis übertragen haben.  

 
(2) Der Eigenbetrieb kann im Rahmen des § 136 NKomVG weitere Aufgaben, die im 
Zusammenhang mit dem Betriebszweck stehen, übernehmen. 
 
 

§ 3 
Zusammensetzung und Zuständigkeiten der Betriebsleitung 

 
(1) Zur Leitung des Eigenbetriebes wird eine Betriebsleiterin oder ein Betriebsleiter bestellt. 
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(2) Die Betriebsleitung führt die laufenden Geschäfte des Eigenbetriebes unter 
Beachtung/Anwendung der Hauptsatzung des Landkreises selbständig. 
 
(3)  Die Dienst- und Geschäftsanweisungen des Landkreises finden mit der Maßgabe 
Anwendung, dass anstelle des Kreistages oder des Kreisausschusses der Betriebsausschuss 
tritt.   
 
 

§ 4 
Zusammensetzung, Zuständigkeiten des Betriebsausschusses 

 
(1) Der Kreistag des Landkreises Aurich bildet nach § 140 Abs. 2 NKomVG i.V.m. § 3 
EigBetrVO einen Betriebsausschuss. Für die Bildung und das Verfahren des Betriebs-
ausschusses gelten die §§ 71 bis 73 NKomVG. 
 
(2) Der Betriebsausschuss besteht aus 15 Mitgliedern des Kreistages. Zusätzlich gehören dem 
Betriebsausschuss die Landrätin bzw. der Landrat und der/die Betriebsleiter/in mit beratender 
Stimme an. Die Landrätin oder der Landrat sowie die Betriebsleiterin oder der Betriebsleiter 
kann an ihrer/seiner Stelle eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter entsenden.   
 
(3) Der Betriebsausschuss entscheidet über 

 
1. die Vergabe von Aufträgen für Lieferungen und Leistungen, wenn der 

Gegenstandswert im Einzelfall die Wertgrenze der Hauptsatzung des Landkreises 
überschreitet.  

 
2. alle Betriebsangelegenheiten, soweit nicht die Betriebsleitung, der Kreistag oder die 

Landrätin oder der Landrat zuständig sind. 
 

3. die Zustimmung zu erfolgsgefährdenden Mehraufwendungen i. S. d. § 14 Abs. 3 Satz 
2 EigBetrVO; § 13 Abs. 2 Nr. 1 EigBetrVO bleibt unberührt, 

 
4. Mehrausgaben für Einzelvorhaben i. S. d. § 15 Abs. 3 Satz 2 EigBetrVO in Höhe von 

50.000 Euro, soweit in der Haushaltssatzung des Landkreises kein höherer Betrag 
vorgesehen ist, § 13 Abs. 2 Nr. 2 EigBetrVO bleibt unberührt.  
 

5. den Vorschlag an den Kreistag, den Jahresabschluss festzustellen und über die 
Behandlung des Ergebnisses zu entscheiden. 
 

(4) In dringenden Fällen, in denen die vorherige Entscheidung des Betriebsausschusses nicht 
eingeholt werden kann, entscheidet die Betriebsleiterin oder der Betriebsleiter im Einver-
nehmen mit dem Vorsitzenden des Betriebsausschusses. Der Betriebsausschuss und die 
Landrätin oder der Landrat sind unverzüglich zu unterrichten. 
 
 

§ 5 
Aufgaben der Landrätin oder des Landrates 

 
(1) Die Landrätin oder der Landrat ist Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der 
Betriebsleitung und des bei dem Eigenbetrieb beschäftigten Personals, soweit sie ihre oder er 
seine Befugnisse nicht auf die Betriebsleitung übertragen hat. 
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(2) Vor der Erteilung von Weisungen durch die Landrätin oder den Landrat soll die 
Betriebsleitung gehört werden. 
 
 
 

§ 6 
Vertretung des Eigenbetriebes 

 
(1) In den Angelegenheiten des Eigenbetriebes, die der Entscheidung der Betriebsleitung 
unterliegen, zeichnet die Betriebsleitung unter Zusatz des Namens des Eigenbetriebes. Im 
Übrigen vertritt die Landrätin oder der Landrat den Eigenbetrieb. 
 
(2) Die Betriebsleitung kann ihre Vertretungsbefugnis für bestimmte Angelegenheiten all-
gemein oder im Einzelfall auf Bedienstete des Eigenbetriebes übertragen. 
 
 
 

§ 7 
Wirtschaftsplan, Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 

 
(1) Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen des Eigenbetriebes werden nach dem 
Zweiten Teil der Eigenbetriebsverordnung auf der Grundlage der Vorschriften des Handels-
gesetzbuches geführt. 
 
(2) Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebes ist das Haushaltsjahr des Landkreises Aurich. 
 
(3) Der Wirtschaftsplan (§ 13 EigBetrVO) ist rechtzeitig von der Betriebsleitung aufzustellen 
und über die Landrätin oder dem Landrat dem Betriebsausschuss vorzulegen, der ihn mit dem 
Beratungsergebnis an den Kreistag des Landkreises Aurich zur Beschlussfassung weiterleitet. 
Die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung (§ 17 EigBetrVO) wird von der 
Betriebsleitung mit dem Wirtschaftsplan vorgelegt. 
 
 
 

§ 8 
Sonderkasse 

 
(1) Die Sonderkasse des Eigenbetriebes ist mit der Kreiskasse des Landkreises Aurich nicht 
verbunden. Für die Sonderkasse des Eigenbetriebes gelten die Vorschriften des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes und der Gemeindehaushalts- und –kassen-
verordnung (GemHKVO) sowie die Dienstanweisungen des Landkreises, soweit nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 
 
(2) Die Kassenaufsicht führt die Landrätin/der Landrat oder die/der von ihr/ihm eingesetzte 
Person. 
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§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Betriebssatzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. 
 


